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Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg  
 
 

 Geflüchtete aus der Ukraine: weitere Informationen und Hinweise 
 
Anlagen 

- Vordruck Belehrung und Erklärung (keine Unionsbürgerschaft) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
anbei übersenden wir Ihnen weitere Informationen und Hinweise zum Themenkom-
plex Ukraine, um deren Kenntnisnahme und Beachtung wir bitten. 
 
1. Unionsbürgerschaft und ukrainische Staatsangehörigkeit  

 
Es gibt derzeit vereinzelt Fälle von Personen, die bei Ausländer-, Aufnahme-, 
oder Leistungsbehörden vorsprechen und bei denen greifbare Anhaltspunkte da-
für bestehen, dass diese neben der geltend gemachten ukrainischen Staatsange-
hörigkeit auch noch die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Europäi-
schen Union besitzen (z.B. Ungarn, Rumänien, Slowakei).  
 
Vor diesem Hintergrund möchten wir Sie noch einmal darauf hinweisen, dass ent-
sprechend der Ausführungen des BMI im Länderschreiben vom 20. September 
2022 (Seite 2) der vorübergehende Schutz nach § 24 AufenthG nicht auf 
Unionsbürger anwendbar ist. Der Durchführungsbeschluss des EU-Rats vom 4. 
März 2022 und die Massenzustromrichtlinie beziehen sich nur auf „Drittstaatsan-

gehörige“, d.h. ukrainische Staatsangehörige und „Staatsangehörige anderer 

Drittländer als der Ukraine“. Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sind davon 
ausgeschlossen, da die Unionsbürgerschaft die Drittstaatsangehörigkeit im vorge-
nannten Sinne verdrängt. 
 
Wir empfehlen bzw. stellen es in das Ermessen der zuständigen Ausländerbe-
hörde, in begründeten Verdachtsfällen Anfragen zum Datenabgleich an das zu-
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ständige Konsulat des betreffenden EU-Mitgliedstaats zu stellen und diese Perso-
nen am Beispiel des in der Anlage befindlichen Vordrucks mit Blick auf die Ver-
pflichtung zur Offenlegung bzw. die fehlende Anspruchsberechtigung im Falle ei-
ner Unionsbürgerschaft zu belehren. 
 
Darüber hinaus möchten wir Sie bitten, in solchen Zweifelsfällen das Vorliegen 
der Voraussetzungen für die Ausstellung einer Fiktionsbescheinigung aufgrund 
§ 81 Abs. 3 Satz 1 AufenthG besonders sorgfältig zu überprüfen. 
 
Sofern die o.g. Prüfungen der unteren Ausländerbehörden ergeben sollten, dass 
eine Unionsbürgerschaft vorliegt, ergeben sich die nachfolgenden Rechtsfol-
gen für die Flüchtlingsaufnahme bzw. das Leistungsrecht: 
 

2. Rechtsfolgen für die Flüchtlingsaufnahme  
 
Da aus den oben dargelegten Gründen für Unionsbürger, die auch die ukraini-
sche Staatsangehörigkeit besitzen, der Durchführungsbeschluss des EU-Rats 
vom 4. März 2022 und die Massenzustromrichtlinie nicht einschlägig sind, fallen 
diese nicht unter die Personengruppe der aus völkerrechtlichen, humanitären 
oder politischen Gründen aufzunehmenden Personen im Sinne des § 1 Absatz 2 
Nummer 2 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG). Soweit sie bereits in Ein-
richtungen der vorläufigen Unterbringung aufgenommen worden sind, kann ihre 
vorläufige Unterbringung deshalb grundsätzlich nicht fortgesetzt werden. 
 
Stellen die betreffenden Personen jedoch einen Asylantrag, wird stattdessen § 1 
Abs. 2 Nr. 1 FlüAG einschlägig. Da sie gemäß § 47 Abs. 1 AsylG in Verbindung 
mit § 14 Abs. 2 Nr. 1 AsylG in analoger Anwendung nicht verpflichtet sind, in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen, sollen sie in den fraglichen Fällen in dem 
Stadt- oder Landkreis, in dem sie vorstellig geworden sind, verbleiben. Das Re-
gierungspräsidium Karlsruhe wird die betreffenden Personen auf Anzeige der be-
troffenen unteren Aufnahmebehörde als Asylbewerber zur vorläufigen Unterbrin-
gung zuteilen. Bezüglich der Dauer der vorläufigen Unterbringung, der Pauscha-
lenerstattung gelten alsdann die für die Personengruppe der Asylbegehrenden 
einschlägigen allgemeinen Bestimmungen des Flüchtlingsaufnahmegesetzes. Die 
regelmäßig maximal 24-monatige Unterbringungszeit ist ab dem Zeitpunkt der Zu-
teilung als Asylbewerber zu berechnen. 
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3. Rechtsfolgen im Leistungsrecht 
 

Wird im Anschluss an die Feststellung der Unionsbürgerschaft kein Asylverfahren 
in Gang gesetzt, besteht – sofern der Tatbestand des § 1 Abs. 1 AsylbLG auch 
nicht aus anderen Gründen erfüllt wird – keine Leistungsberechtigung nach dem 
AsylbLG.  
 
Ob ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII gegeben ist, ist 
von den hierfür zuständigen Behörden zu prüfen.    
 
 

gez. Dr. Lehr                                                                                                                               
Ministerialdirigent 
 

 
 


